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Gastkolumne von Karl Martin

Die gerufenen Geister
„Seit Merkels ‚Wir schaffen das‘ kann 
man CDU nicht mehr wählen“, gestand 
mir ein Wähler der Partei, um gleich 
die Hoffnung auf Einsicht zu zerstören: 
„Aber was Bernd Lucke sagt, klingt 
vernünftig.“ Jüngste Umfragen bestär-
ken dieses Erlebnis, nach denen die AfD 
in den nächsten Landtagswahlen mehr 
als zehn Prozent der Stimmen erhalten 
wird.

Die Herrschenden haben einiges 
dafür getan. Nach den Pariser Novem-
beranschlägen raunte de Maizière salo-
monisch, was sich beim Fußballspiel in 
Hannover „Schröckliches“ ereignet ha-
ben könnte, wenn es sich wirklich ereig-
net hätte. Im Januar wurden Deutsche 
Opfer eines Terroranschlages, und seit 
der Silvesternacht grassiert die Angst 
im Volk vor jungen Männern aus Alge-
rien und Marokko. Dass Frauen statis-
tisch betrachtet vor Lebenspartnern in 
ihren Wohnungen mehr Angst haben 
sollten und dies die Politik bisher dazu 
ermunterte, die Finanzierung von sozi-
alen Schutzräumen wie Frauenhäusern 
abzubauen, gehört zu Tatsachen, welche 
die Debatte über kriminelle Asylbewer-
ber als reine Demagogie entlarven.

Doch darum geht es: Die Klassen-
struktur des Kapitalismus erodiert in 
der Krise und die Politik, mit der das 
Kapital auf die erschwerte Profitak-
kumulation antwortet, erhöht soziale 
Widersprüche. Um in den drohenden 
Kämpfen zu bestehen, genügt es ihm 
nicht, seine Machtinstrumente auszu-
bauen.

Zwar schaffen Gerichtsurteile Prä-
zedenzfälle, in denen Meinungen krimi-
nalisiert und Rechte abgebaut werden. 

Erinnert sei an das Vorgehen der sächsi-
schen Behörden gegen Demonstranten 
im Februar 2011 in Dresden. Zwei Jahre 
Haft gegen Tim H. oder eine Geldstrafe 
von 3 000 Euro gegen den Jenaer Ju-
gendpfarrer Lothar König zeugen von 
abschreckender Härte unter fragwür-
diger Beweiskraft. Dass im Laufe der 
Ermittlungen mehreren Abgeordneten 
- wie Caren Ley, Michael Leutert oder 
Andre Hahn - ihre politische Immuni-
tät abgesprochen wurde, dokumentiert 
dabei einen Bruch mit herkömmlicher 
bürgerlich-demokratischer Rechtspra-
xis. Auch werden seit Jahren Polizei und 
Armee aufgebaut und ihr Einsatz gegen 
die Bevölkerung im Land geprobt.

Was die herrschende Klasse aber 
dringend braucht, sind herrschende Ge-
danken, die vom Zusammenhang zwi-
schen Kapitalismus und gesellschaft-
lichen Problemen ablenken und den 
Frust auf andere Menschengruppen 
richten: Muslime, Flüchtlinge, sozial 
Ausgegrenzte oder Menschen verschie-
dener weltanschaulicher oder sexueller 
Orientierung.

Man sollte nicht davon ausgehen, 
dass es sich bei Verlautbarungen und 
Maßnahmen von Politikern, die faschis-
tischen Ideologien in die Hände spielen, 
um Fehler oder Versagen handelt. Da-
hinter liegt die Einsicht der herrschen-
den Klasse, dass sie langfristig ihre öko-
nomische Macht nur erhalten kann un-
ter dem Anwachsen einer Demagogie, 
die durch Parteien wie die AfD reprä-
sentiert wird.

Das funktioniert: Die gerufenen 
Geister stehen vor den Türen der Par-
laments.

Frieden, Solidarität, gleiche Rechte
DIDF feiert 35-jähriges Bestehen
Die Föderation der demokratischen Ar-
beitervereine (DIDF) feierte vom 22. bis 
24. Januar in Köln ihr 35-jähriges Beste-
hen und diskutierte auf ihrer 19. Bundes-
versammlung ihre Arbeit und die aktuel-
le Situation in Deutschland, in Europa, in 
der Türkei und im Mittleren Osten.

134 Delegierte und rund 30 Beobach-
ter und Gäste waren aus 35 Ortsgruppen 
nach Köln angereist. Der Bundesver-
sammlung waren Orts- und Regional-
konferenzen seit Ende November vor-
ausgegangen. Die Bundesversammlung 

bündelte die Ergebnisse der Diskussio-
nen an der Basis und zog Schlüsse für 
die kommende Arbeit der nächsten zwei 
Jahre, sie wählte einen 19-köpfigen Bun-
desvorstand.

Am Abend vor der Bundesversamm-
lung lud die DIDF über 50 Freunde und 
Vertreter befreundeter Organisationen 
zu einem Empfang, darunter Gewerk-
schafter und Vertreter der Friedens-
bewegung, Politiker der SPD, mehrere 
Linkspartei-Abgeordnete, einen Re-
dakteur dieser Zeitung und den DKP-
Vorsitzenden Patrik Köbele. Düzgün Al-
tun vom geschäftsführenden Bundesvor-
stand eröffnete den Empfang. Er bezog 
sich darauf, wie die Kölner Silvesternacht 
für rassistische Hetze genutzt wird. „Die 
Diskussion über Obergrenzen und Gast-
recht ist für uns völlig inakzeptabel – was 
soll das unsägliche Gastrecht-Gerede? 
Asylrecht ist Menschenrecht!“

Altun erklärte, warum die DIDF 
ihrem Kongress das Motto „Gemein-
sam für Frieden, Solidarität und gleiche 
Rechte“ gegeben hatte, das sich als ro-
ter Faden der 19. Bundesversammlung 
durch die gesamte Versammlung zog. 
In den folgenden zwei Tagen waren die 
Schwerpunkte der Bundesversammlung 
„Soziale Bewegung, Kampf zwischen 
Arbeit und Kapital“, „Spaltung, Hetze, 
Geflüchtete und Rassismus“, „Entwick-
lungen in der Türkei  – Auswirkungen 
auf Deutschland“ und „Unsere aktuellen 
und zukünftigen politischen Aufgaben“.

In der DIDF organisieren sich Mig-
rantinnen und Migranten aus der Türkei. 
Seit ihrer Gründung setzt sie sich für ein 
besseres Zusammenleben und -kämpfen 
der arbeitenden Menschen ein. Dabei 
geht es ihr nicht um eine „einfache Inte-
gration von Migranten in das bestehende 
System – sie kämpft für die Einheit und 
den gemeinsamen Kampf gegen gemein-
same Probleme“.

„Wir setzen uns dagegen ein, dass so-
ziale Benachteiligung und Probleme von 
MigrantInnen ethnisiert bzw. kulturali-
siert werden“, schreibt die Organisation 
in ihrem Selbstverständnis. Sie kämpft 
gegen Rassismus und gegen faschistische 
Organisationen in Deutschland, sie be-
kämpft aber auch den Einfluss des türki-
schen Nationalismus unter Migrantinnen 
und Migranten.

In ihren Einschätzungen zur Türkei 
bezieht DIDF sich überwiegend auf die 
türkische Partei EMEP (Partei der Ar-
beit), eine Partei aus der an Enver Hoxha 
orientierten Tradition, die heute mit der 
HDP (prokurdische Partei) zusammen-
arbeitet. Aber der Schwerpunkt in der 
Arbeit der DIDF liegt auf der Arbeit in 
Deutschland, auf dem Kampf für bes-
sere Lebens- und Arbeitsbedingungen 
von Migranten hier und auf der Zusam-
menarbeit mit Gewerkschaften und fort-
schrittlichen Organisationen.

In viele kommunalen und Landes-
parlamenten sind DIDF-Aktivisten über 
Linkspartei-Listen gewählt worden, die 
Bundestagsabgeordnete Sevim Dagde-
len ist ebenfalls DIDF-Mitglied. Gleich-
zeitig arbeiten DKP und DIDF – genau-
so wie SDAJ und DIDF-Jugend – zu vie-
len Fragen in Bündnissen eng zusammen.

Die Orientierung auf die Arbeit in 
Deutschland zeichnet die DIDF seit ih-
rer Gründung aus: Viele türkische Mig-
rantenorganisationen bildeten reine Vor-
feldorganisationen türkischer Gruppen 
und bezogen ihre Arbeit vorwiegend auf 
die Türkei, während gleichzeitig eine im-
mer größere Zahl von Migranten ihren 
Lebensmittelpunkt in Deutschland sa-
hen – und damit die Notwendigkeit, ge-
meinsam mit deutschen Kolleginnen und 
Kollegen gegen rassistische Ausgrenzung 
und für die gemeinsamen Interessen zu 
kämpfen. UZ/OM

In der DIDF organisieren 
sich Migrantinnen und 

Migranten aus der Türkei.

Mehr Transparenz gefordert
Lebensmittel unzureichend gekennzeichnet
Es ist ein lang gehegter Glaube, der 
Verbraucher könne allein mit der Ent-
scheidung, dieses oder jenes Produkt 
zu kaufen, die Welt ein Stück weit zum 
Guten verändern. Dieser nachhaltige 
Konsum steht inzwischen hoch oben in 
der nationalen und internationalen po-
litischen Diskussion. Die Bundesregie-
rung erarbeitet unter der Federführung 
von Umwelt- und Justizministerium ein 
„Nationales Programm für nachhalti-
gen Konsum“, das vermutlich im Früh-
jahr dieses Jahres vorgestellt wird. Wem 
letztendlich die Hauptverantwortung 
übertragen wird, ist derzeit noch Ge-
genstand der Diskussion.

Der „Bundesverband der Ver-
braucherzentralen und Verbraucher-
verbände“ (vzbv) hat vor einer Woche 
ein Positionspapier vorgelegt, wie der 
nachhaltige Konsum von Lebensmit-
teln gefördert werden könnte. Der 
Lebensmittelsektor sei besonders re-

levant, weil Produktion und Konsum 
von Lebensmitteln mit rund 15 Pro-
zent der „konsumbezogenen CO2-
Emissionen“ einen vergleichsweise 
großen ökologischen Fußabdruck 
hinterlassen. Ressourcen wie Land, 
Wasser, Energie und Arbeit werden 
für Produktion, Verarbeitung und 
Transport von Lebensmitteln einge-
setzt. Über die Produktionsbedingun-
gen, Höhe der Löhne und Preise für 
agrarische Rohstoffe und Leistungen 
auf den verschiedenen Ebenen der 
Wertschöpfungskette entfalten sie 
auch eine soziale und ökonomische 
Dimension der Nachhaltigkeit.

In dem Positionspapier kritisiert 
der vzbv die Haltung der Bundesregie-
rung, denn diese will den Verbrauchern 
einseitig die Hauptverantwortung für 
die Folgen des Konsums zuschreiben. 
Diese trügen nämlich „die Verantwor-
tung für die Auswahl des Produkts und 
dessen sozial und ökologisch verträg-

liche Nutzung“. Tatsächlich hat in die-
sem Bereich die Nachhaltigkeit einen 
hohen Stellenwert für die Verbraucher. 
Der vzbv hat in einer aktuellen Emnid-
Umfrage festgestellt, dass zwei Drittel 
der Befragten auf die Nachhaltigkeit 
ihrer Produkte achten. Für 58 Prozent 
ist die artgerechte Tierhaltung ein Qua-
litätsmerkmal von Lebensmitteln. 32 
Prozent kaufen am liebsten aus der Re-
gion und 23 Prozent setzen auf fair ge-
handelte Produkte. In der Praxis schei-
terten sie aber häufig an mangelnden 
Informationen (63 Prozent), an zu ho-
hen Preisen (55 Prozent), oder es sind 
schlicht und einfach keine nachhaltigen 
Lebensmittel verfügbar (44 Prozent).

Deshalb sei die Zuschreibung, wie 
sie von der Bundesregierung vorge-
nommen wird, einseitig und nicht re-
alistisch: Unter den gegebenen Vor-
aussetzungen sei die Möglichkeit der 
Verbraucher stark begrenzt, den Markt 
allein durch ihre Nachfrage nachhal-
tig zu gestalten. Die Bundesregierung 
müsse erst „die Voraussetzungen für 
ein nachhaltigeres Angebot, mehr 
Transparenz und Informationen schaf-
fen“.

„Verbraucherinnen und Verbrau-
cher können mit ihren Entscheidungen 
am Supermarktregal nicht die alleini-
ge Verantwortung für mehr nachhalti-
gen Konsum tragen“, sagte Klaus Mül-

ler, Vorstand des vzbv. „Sollen mehr 
nachhaltig produzierte Lebensmittel 
gekauft werden, müssen die Rahmen-
bedingungen stimmen: Angebot, Preis 
und Informationen müssen verbrau-
cherfreundlich sein.“

„Wir erwarten von der Politik ein 
konkretes Maßnahmenpaket, das klare 
Verantwortlichkeiten benennt für die 
Stärkung des nachhaltigen Konsums“, 
sagte Müller. Dazu gehöre in erster 
Linie, dass Produktionsweisen offen-
gelegt würden. Lebensmittel werden 
heute in hohem Maße globalisiert pro-
duziert, heißt es in dem Positionspapier, 
und umfasst eine Vielzahl von arbeits-
teiligen Schritten  – vom bäuerlichen 
Produzenten bis zum Einzelhandel. 
Doch Informationen darüber, wie pro-
duziert wird, gibt es meist nur auf frei-
williger Basis von den Unternehmen.

Dabei sei es unerlässlich, dass auf 
die bereitgestellten Informationen 
auch Verlass ist, damit Verbraucher 
eine „informierte Kaufentscheidung“ 
treffen könnten. Doch bislang feh-
le eine einheitliche Definition davon, 
„welche Produkte, Inhaltsstoffe und 
Herstellungsweisen bezüglich der sozi-
alen, ökologischen und ökonomischen 
Dimension als nachhaltig zu qualifizie-
ren sind“. Zudem sei es schwierig, den 
Überblick über vorhandene Label zu 
behalten, die eine oder mehrere Pro-
dukteigenschaften kennzeichnen. Al-
lein auf dem Lebensmittelmarkt gibt 
es demnach „160 Öko- und/oder Sozi-
allabel“. Hinter manchen „Auslobun-
gen“ würde „schlicht beschönigendes 
und rein werblich“ motiviertes „Green 
Washing“ stehen. Letztendlich ist es 
nicht verwunderlich, dass die meisten 
Menschen nicht wissen, was die Label 
bedeuten: Die Fachhochschule Müns-
ter hatte in einer Umfrage unter 1 900 
Menschen festgestellt, dass rund 80 
Prozent zwar meinten, Produktkenn-
zeichnungen seien hilfreich, aber nicht 
sagen könnten, was diese Qualitätssie-
gel bedeuten. Um diesen Missstand zu 
beseitigen, empfiehlt der vzbv ein neu-
es, staatliches Siegel, das glaubwürdig 
ist. Bernd Müller

Nachhaltiger Konsum ist 
nicht nur Angelegenheit der 

Verbraucher.
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Die Fäulnis des Imperialismus 
und die Philosophie
Widerstand gegen die Salonfähigkeit neuer Rechter in Karlsruhe

Noch ist die Alternative für Deutschland 
(AfD) ein versprengter Haufen reakti-
onärer Kräfte, der vor allem durch die 
Angst vor dem sozialen Abstieg und die 
Wut über die etablierten bürgerlichen 
Parteien zusammengehalten wird. Aus 
Angst und Wut folgt Hass auf alles, was 
vermeintlich Schuld ist an der eigenen 
Misere: Linke, Gewerkschaften, Flücht-
linge etc.

Was der AfD bis dato fehlt, ist eine 
Klärung ihrer ideologischen Grundla-
gen. Eine weltanschauliche Heimat, die 
der versprengten Masse eine organisier-
te Form gibt. Und hier kommen Perso-
nen wie Marc Jongen ins Spiel. Dieser 
ist nicht nur als stellvertretender Spre-
cher und Programmkoordinator der 
AfD Baden-Württemberg und als Mit-
glied der AfD-Bundesprogrammkom-
mission ideologischer Vormann seiner 
Partei, sondern zugleich auch Mitglied 
des Senats der Hochschule für Gestal-
tung (HfG) Karlsruhe, Leiter des HfG-
“International Office“ und Herausgeber 
der Schriftenreihe „HfG Forschung“. 
Marc Jongen ist, in den Worten der 
Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung 
(FAS) vom 10. Januar der „Parteiphilo-
soph“ der AfD.

In akademisch hochgestochenen 
Worten  – und staatlich besoldet  – lie-
fert Jongen genau das, was der AfD noch 
fehlt. Seine Philosophie gibt der Fäulnis 
des Imperialismus, der Krise des Kapi-
talismus einen bewussten Ausdruck. Wo 
Fortschritt unmöglich ist, ist Reaktion 
der einzige Weg. In diesem Sinne kriti-
siert Jongen die Vernunftorientierung der 

deutschen Politik und bemängelt, dass es 
an Zorn und Wut fehle. Die niedrigsten 
menschlichen Instinkte werden philo-
sophisch aufgeladen und positiv her-
vorgehoben. Die reaktionäre Botschaft 
wird mit dem altgriechischen Fremdwort 
„Thymos“ verschleiert, was soviel bedeu-
tet wie „Gemütslage“. Um die abendlän-
dische Kultur zu retten, seien thymoti-
sche Entladungen in Gestalt von Massen-
bewegungen nötig. „Stolz und Wut sind in 
der AfD wichtige Emotionen“, sagt Jon-
gen in der FAS vom 10. Januar. Ziel sei-
ner wissenschaftlichen Tätigkeit im Rah-
men der HfG sei eine „neodarwinistische 
Kulturtheorie“ zur Verhinderung der De-
konstruktion von Familie, Volk und Kir-
che. Zu den geistigen Bezugspunkten 
gehören u. a. die Nazi-Philosophen Carl 
Schmitt und Martin Heidegger.

Akademischer Ziehvater von Marc 
Jongen ist Peter Sloterdijk, bis Ende 
2015 Rektor der HfG Karlsruhe. Dieser 
distanziert sich zwar von dem „AfD-
Ideen-Müll“, liefert aber seit Jahren die 
ideologische Begleitmusik zur Rechts-
entwicklung in unserer Gesellschaft.  
Gegen den AfD-Mann im Senat der 
Karlsruher Hochschule regt sich seit 
Ende 2015 Widerstand. Zehn besorg-
te WissenschaftlerInnen der Buchreihe 
„HfG Forschung“ haben in einem öf-
fentlichen Brief am 4. Dezember Maß-
nahmen „Gegen die Salonfähigkeit neu-
er Rechter in der HfG“ verlangt. Jongen 
sei als Herausgeber unhaltbar und abzu-
lösen. Auch Prof. Beat Wyss, Hochschul-
lehrer an der HfG Karlsruhe, fordert die 
Absetzung von Marc Jongen. Jongen las-

se sich als „akademisches Feigenblatt“ 
missbrauchen, meint Beat Wyss in der 
ZEITonline vom 28. Dezember. Er ma-
che mit dem Namen der HfG „politi-
sche Werbung“ für eine „rechtsnatio-
nale Splitterpartei mit Verbindungen 
in die Neonazi-Szene“. Die VVN-BdA 
Kreisvereinigung hat sich am 7. Januar 
ebenfalls mit einer Pressemitteilung in 
die Debatte eingemischt. Darin heißt es: 
„Als Organisation der nach der Befrei-
ung vor 70 Jahren gegründeten Verei-
nigung der Verfolgten des Naziregimes 
melden wir uns zu Wort, weil wir bun-
desweit über den Fall aufklären wollen 
und um unsere Solidarität mit den Kri-
tikern zu bekunden.“

Jongen weist die Vorwürfe indes zu-
rück. Nie habe er sein politisches Enga-
gement mit der Tätigkeit an der HfG ver-
mischt. In den Badische Neueste Nach-
richten (BNN) vom 9. Dezember fühlt er 
sich gar an die „Unterdrückungsmecha-
nismen“ erinnert, „wie man sie von to-
talitären Regimen kennt“. Doch um Wis-
senschafts- und Meinungsfreiheit geht es 
hier nicht – es geht um Klassenkampf! 
Denn es ist kein Zufall, dass reaktionäre 
Köpfe wie Peter Sloterdijk und Marc Jon-
gen akademische Karriere machen und in 
den Hochschulleitungen sitzen, während 
progressive Denker wie Marxisten-Leni-
nisten seit Jahrzehnten systematisch aus 
dem Wissenschaftssystem der BRD dis-
kriminiert werden (Adenauer-Erlass, Be-
rufsverbote, Abwicklung des DDR-Wis-
senschaftssystems etc.). Die herrschende 
Wissenschaft ist immer die Wissenschaft 
der Herrschenden! KAJ/UZ
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Schwerpunkte der Bundesversammlung 
„Soziale Bewegung, Kampf zwischen 
Arbeit und Kapital“, „Spaltung, Hetze, 
Geflüchtete und Rassismus“, „Entwick-
lungen in der Türkei  – Auswirkungen 
auf Deutschland“ und „Unsere aktuellen 
und zukünftigen politischen Aufgaben“.

In der DIDF organisieren sich Mig-
rantinnen und Migranten aus der Türkei. 
Seit ihrer Gründung setzt sie sich für ein 
besseres Zusammenleben und -kämpfen 
der arbeitenden Menschen ein. Dabei 
geht es ihr nicht um eine „einfache Inte-
gration von Migranten in das bestehende 
System – sie kämpft für die Einheit und 
den gemeinsamen Kampf gegen gemein-
same Probleme“.

„Wir setzen uns dagegen ein, dass so-
ziale Benachteiligung und Probleme von 
MigrantInnen ethnisiert bzw. kulturali-
siert werden“, schreibt die Organisation 
in ihrem Selbstverständnis. Sie kämpft 
gegen Rassismus und gegen faschistische 
Organisationen in Deutschland, sie be-
kämpft aber auch den Einfluss des türki-
schen Nationalismus unter Migrantinnen 
und Migranten.

In ihren Einschätzungen zur Türkei 
bezieht DIDF sich überwiegend auf die 
türkische Partei EMEP (Partei der Ar-
beit), eine Partei aus der an Enver Hoxha 
orientierten Tradition, die heute mit der 
HDP (prokurdische Partei) zusammen-
arbeitet. Aber der Schwerpunkt in der 
Arbeit der DIDF liegt auf der Arbeit in 
Deutschland, auf dem Kampf für bes-
sere Lebens- und Arbeitsbedingungen 
von Migranten hier und auf der Zusam-
menarbeit mit Gewerkschaften und fort-
schrittlichen Organisationen.

In viele kommunalen und Landes-
parlamenten sind DIDF-Aktivisten über 
Linkspartei-Listen gewählt worden, die 
Bundestagsabgeordnete Sevim Dagde-
len ist ebenfalls DIDF-Mitglied. Gleich-
zeitig arbeiten DKP und DIDF – genau-
so wie SDAJ und DIDF-Jugend – zu vie-
len Fragen in Bündnissen eng zusammen.

Die Orientierung auf die Arbeit in 
Deutschland zeichnet die DIDF seit ih-
rer Gründung aus: Viele türkische Mig-
rantenorganisationen bildeten reine Vor-
feldorganisationen türkischer Gruppen 
und bezogen ihre Arbeit vorwiegend auf 
die Türkei, während gleichzeitig eine im-
mer größere Zahl von Migranten ihren 
Lebensmittelpunkt in Deutschland sa-
hen – und damit die Notwendigkeit, ge-
meinsam mit deutschen Kolleginnen und 
Kollegen gegen rassistische Ausgrenzung 
und für die gemeinsamen Interessen zu 
kämpfen. UZ/OM

In der DIDF organisieren 
sich Migrantinnen und 

Migranten aus der Türkei.

Mehr Transparenz gefordert
Lebensmittel unzureichend gekennzeichnet
Es ist ein lang gehegter Glaube, der 
Verbraucher könne allein mit der Ent-
scheidung, dieses oder jenes Produkt 
zu kaufen, die Welt ein Stück weit zum 
Guten verändern. Dieser nachhaltige 
Konsum steht inzwischen hoch oben in 
der nationalen und internationalen po-
litischen Diskussion. Die Bundesregie-
rung erarbeitet unter der Federführung 
von Umwelt- und Justizministerium ein 
„Nationales Programm für nachhalti-
gen Konsum“, das vermutlich im Früh-
jahr dieses Jahres vorgestellt wird. Wem 
letztendlich die Hauptverantwortung 
übertragen wird, ist derzeit noch Ge-
genstand der Diskussion.

Der „Bundesverband der Ver-
braucherzentralen und Verbraucher-
verbände“ (vzbv) hat vor einer Woche 
ein Positionspapier vorgelegt, wie der 
nachhaltige Konsum von Lebensmit-
teln gefördert werden könnte. Der 
Lebensmittelsektor sei besonders re-

levant, weil Produktion und Konsum 
von Lebensmitteln mit rund 15 Pro-
zent der „konsumbezogenen CO2-
Emissionen“ einen vergleichsweise 
großen ökologischen Fußabdruck 
hinterlassen. Ressourcen wie Land, 
Wasser, Energie und Arbeit werden 
für Produktion, Verarbeitung und 
Transport von Lebensmitteln einge-
setzt. Über die Produktionsbedingun-
gen, Höhe der Löhne und Preise für 
agrarische Rohstoffe und Leistungen 
auf den verschiedenen Ebenen der 
Wertschöpfungskette entfalten sie 
auch eine soziale und ökonomische 
Dimension der Nachhaltigkeit.

In dem Positionspapier kritisiert 
der vzbv die Haltung der Bundesregie-
rung, denn diese will den Verbrauchern 
einseitig die Hauptverantwortung für 
die Folgen des Konsums zuschreiben. 
Diese trügen nämlich „die Verantwor-
tung für die Auswahl des Produkts und 
dessen sozial und ökologisch verträg-

liche Nutzung“. Tatsächlich hat in die-
sem Bereich die Nachhaltigkeit einen 
hohen Stellenwert für die Verbraucher. 
Der vzbv hat in einer aktuellen Emnid-
Umfrage festgestellt, dass zwei Drittel 
der Befragten auf die Nachhaltigkeit 
ihrer Produkte achten. Für 58 Prozent 
ist die artgerechte Tierhaltung ein Qua-
litätsmerkmal von Lebensmitteln. 32 
Prozent kaufen am liebsten aus der Re-
gion und 23 Prozent setzen auf fair ge-
handelte Produkte. In der Praxis schei-
terten sie aber häufig an mangelnden 
Informationen (63 Prozent), an zu ho-
hen Preisen (55 Prozent), oder es sind 
schlicht und einfach keine nachhaltigen 
Lebensmittel verfügbar (44 Prozent).

Deshalb sei die Zuschreibung, wie 
sie von der Bundesregierung vorge-
nommen wird, einseitig und nicht re-
alistisch: Unter den gegebenen Vor-
aussetzungen sei die Möglichkeit der 
Verbraucher stark begrenzt, den Markt 
allein durch ihre Nachfrage nachhal-
tig zu gestalten. Die Bundesregierung 
müsse erst „die Voraussetzungen für 
ein nachhaltigeres Angebot, mehr 
Transparenz und Informationen schaf-
fen“.

„Verbraucherinnen und Verbrau-
cher können mit ihren Entscheidungen 
am Supermarktregal nicht die alleini-
ge Verantwortung für mehr nachhalti-
gen Konsum tragen“, sagte Klaus Mül-

ler, Vorstand des vzbv. „Sollen mehr 
nachhaltig produzierte Lebensmittel 
gekauft werden, müssen die Rahmen-
bedingungen stimmen: Angebot, Preis 
und Informationen müssen verbrau-
cherfreundlich sein.“

„Wir erwarten von der Politik ein 
konkretes Maßnahmenpaket, das klare 
Verantwortlichkeiten benennt für die 
Stärkung des nachhaltigen Konsums“, 
sagte Müller. Dazu gehöre in erster 
Linie, dass Produktionsweisen offen-
gelegt würden. Lebensmittel werden 
heute in hohem Maße globalisiert pro-
duziert, heißt es in dem Positionspapier, 
und umfasst eine Vielzahl von arbeits-
teiligen Schritten  – vom bäuerlichen 
Produzenten bis zum Einzelhandel. 
Doch Informationen darüber, wie pro-
duziert wird, gibt es meist nur auf frei-
williger Basis von den Unternehmen.

Dabei sei es unerlässlich, dass auf 
die bereitgestellten Informationen 
auch Verlass ist, damit Verbraucher 
eine „informierte Kaufentscheidung“ 
treffen könnten. Doch bislang feh-
le eine einheitliche Definition davon, 
„welche Produkte, Inhaltsstoffe und 
Herstellungsweisen bezüglich der sozi-
alen, ökologischen und ökonomischen 
Dimension als nachhaltig zu qualifizie-
ren sind“. Zudem sei es schwierig, den 
Überblick über vorhandene Label zu 
behalten, die eine oder mehrere Pro-
dukteigenschaften kennzeichnen. Al-
lein auf dem Lebensmittelmarkt gibt 
es demnach „160 Öko- und/oder Sozi-
allabel“. Hinter manchen „Auslobun-
gen“ würde „schlicht beschönigendes 
und rein werblich“ motiviertes „Green 
Washing“ stehen. Letztendlich ist es 
nicht verwunderlich, dass die meisten 
Menschen nicht wissen, was die Label 
bedeuten: Die Fachhochschule Müns-
ter hatte in einer Umfrage unter 1 900 
Menschen festgestellt, dass rund 80 
Prozent zwar meinten, Produktkenn-
zeichnungen seien hilfreich, aber nicht 
sagen könnten, was diese Qualitätssie-
gel bedeuten. Um diesen Missstand zu 
beseitigen, empfiehlt der vzbv ein neu-
es, staatliches Siegel, das glaubwürdig 
ist. Bernd Müller

Nachhaltiger Konsum ist 
nicht nur Angelegenheit der 

Verbraucher.
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Die Fäulnis des Imperialismus 
und die Philosophie
Widerstand gegen die Salonfähigkeit neuer Rechter in Karlsruhe

Noch ist die Alternative für Deutschland 
(AfD) ein versprengter Haufen reakti-
onärer Kräfte, der vor allem durch die 
Angst vor dem sozialen Abstieg und die 
Wut über die etablierten bürgerlichen 
Parteien zusammengehalten wird. Aus 
Angst und Wut folgt Hass auf alles, was 
vermeintlich Schuld ist an der eigenen 
Misere: Linke, Gewerkschaften, Flücht-
linge etc.

Was der AfD bis dato fehlt, ist eine 
Klärung ihrer ideologischen Grundla-
gen. Eine weltanschauliche Heimat, die 
der versprengten Masse eine organisier-
te Form gibt. Und hier kommen Perso-
nen wie Marc Jongen ins Spiel. Dieser 
ist nicht nur als stellvertretender Spre-
cher und Programmkoordinator der 
AfD Baden-Württemberg und als Mit-
glied der AfD-Bundesprogrammkom-
mission ideologischer Vormann seiner 
Partei, sondern zugleich auch Mitglied 
des Senats der Hochschule für Gestal-
tung (HfG) Karlsruhe, Leiter des HfG-
“International Office“ und Herausgeber 
der Schriftenreihe „HfG Forschung“. 
Marc Jongen ist, in den Worten der 
Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung 
(FAS) vom 10. Januar der „Parteiphilo-
soph“ der AfD.

In akademisch hochgestochenen 
Worten  – und staatlich besoldet  – lie-
fert Jongen genau das, was der AfD noch 
fehlt. Seine Philosophie gibt der Fäulnis 
des Imperialismus, der Krise des Kapi-
talismus einen bewussten Ausdruck. Wo 
Fortschritt unmöglich ist, ist Reaktion 
der einzige Weg. In diesem Sinne kriti-
siert Jongen die Vernunftorientierung der 

deutschen Politik und bemängelt, dass es 
an Zorn und Wut fehle. Die niedrigsten 
menschlichen Instinkte werden philo-
sophisch aufgeladen und positiv her-
vorgehoben. Die reaktionäre Botschaft 
wird mit dem altgriechischen Fremdwort 
„Thymos“ verschleiert, was soviel bedeu-
tet wie „Gemütslage“. Um die abendlän-
dische Kultur zu retten, seien thymoti-
sche Entladungen in Gestalt von Massen-
bewegungen nötig. „Stolz und Wut sind in 
der AfD wichtige Emotionen“, sagt Jon-
gen in der FAS vom 10. Januar. Ziel sei-
ner wissenschaftlichen Tätigkeit im Rah-
men der HfG sei eine „neodarwinistische 
Kulturtheorie“ zur Verhinderung der De-
konstruktion von Familie, Volk und Kir-
che. Zu den geistigen Bezugspunkten 
gehören u. a. die Nazi-Philosophen Carl 
Schmitt und Martin Heidegger.

Akademischer Ziehvater von Marc 
Jongen ist Peter Sloterdijk, bis Ende 
2015 Rektor der HfG Karlsruhe. Dieser 
distanziert sich zwar von dem „AfD-
Ideen-Müll“, liefert aber seit Jahren die 
ideologische Begleitmusik zur Rechts-
entwicklung in unserer Gesellschaft.  
Gegen den AfD-Mann im Senat der 
Karlsruher Hochschule regt sich seit 
Ende 2015 Widerstand. Zehn besorg-
te WissenschaftlerInnen der Buchreihe 
„HfG Forschung“ haben in einem öf-
fentlichen Brief am 4. Dezember Maß-
nahmen „Gegen die Salonfähigkeit neu-
er Rechter in der HfG“ verlangt. Jongen 
sei als Herausgeber unhaltbar und abzu-
lösen. Auch Prof. Beat Wyss, Hochschul-
lehrer an der HfG Karlsruhe, fordert die 
Absetzung von Marc Jongen. Jongen las-

se sich als „akademisches Feigenblatt“ 
missbrauchen, meint Beat Wyss in der 
ZEITonline vom 28. Dezember. Er ma-
che mit dem Namen der HfG „politi-
sche Werbung“ für eine „rechtsnatio-
nale Splitterpartei mit Verbindungen 
in die Neonazi-Szene“. Die VVN-BdA 
Kreisvereinigung hat sich am 7. Januar 
ebenfalls mit einer Pressemitteilung in 
die Debatte eingemischt. Darin heißt es: 
„Als Organisation der nach der Befrei-
ung vor 70 Jahren gegründeten Verei-
nigung der Verfolgten des Naziregimes 
melden wir uns zu Wort, weil wir bun-
desweit über den Fall aufklären wollen 
und um unsere Solidarität mit den Kri-
tikern zu bekunden.“

Jongen weist die Vorwürfe indes zu-
rück. Nie habe er sein politisches Enga-
gement mit der Tätigkeit an der HfG ver-
mischt. In den Badische Neueste Nach-
richten (BNN) vom 9. Dezember fühlt er 
sich gar an die „Unterdrückungsmecha-
nismen“ erinnert, „wie man sie von to-
talitären Regimen kennt“. Doch um Wis-
senschafts- und Meinungsfreiheit geht es 
hier nicht – es geht um Klassenkampf! 
Denn es ist kein Zufall, dass reaktionäre 
Köpfe wie Peter Sloterdijk und Marc Jon-
gen akademische Karriere machen und in 
den Hochschulleitungen sitzen, während 
progressive Denker wie Marxisten-Leni-
nisten seit Jahrzehnten systematisch aus 
dem Wissenschaftssystem der BRD dis-
kriminiert werden (Adenauer-Erlass, Be-
rufsverbote, Abwicklung des DDR-Wis-
senschaftssystems etc.). Die herrschende 
Wissenschaft ist immer die Wissenschaft 
der Herrschenden! KAJ/UZ

Diese Woche
Ende einer Fabrik

Eine Schraubenfabrik wurde von Whitesell profita-
bel in die Pleite geführt. Ein Rückblick und Lehr-
stück aus Neuss.

Seite 3

Vor dem Frieden

FARC und kolumbianische Regierung verhandeln 
über ein Friedensabkommen – die Signale wer-
den wöchentlich besser.

Seite 6
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Angst als Agenda
Teile der Herrschenden nutzen die Gunst der 
Stunde, um nun mit allem Möglichen und Un-
möglichen durchzuziehen, was schon länger 
auf dem Wunschzettel stand. Die öffentliche 
Diskussion war nach den Ereignissen in Köln 
tagelang erfüllt von schäumendem Rassis-
mus und Nationalismus. Das Geschäft der 
Angstschaffenden floriert, und das ist das 
Geschäft der Rechten und das des Kapitals. 
Ihre Botschaft und ihr Wille: Es geht nicht um 
Klassenkampf, sondern um die Abwehr des 
Fremden.
Seite 5, 6, 9, 12 und 13

Nur noch 22 Wochen
bis zum UZ-Pressefest 

2016!
Übrigens
ist das UZ-Pressefest 2016 jetzt 
online! Wer’s nicht glaubt: 
Nachschauen und Vorfreude 
genießen unter
uz-pressefest.de!

„Es ist deutsch in 
Kaltland“ – 0der?!“

Die VVN/BdA lädt ein zur 31. 
landesweiten Konferenz anti-
faschistischer Initiativen und 
Organisationen in NRW. 30. Ja-
nuar 2016 in Solingen
Themen u. a.: Wie Nazis und 
Rassisten sich vernetzen - Die 
Rolle der Sprache - Antifaschis-
mus und soziale Frage - Flucht-
ursachen und Antimilitarismus. 
10.00 Uhr bis 16.00 Uhr.
Rock gegen Rechts mit 
„Schmutzki“ statt, ab 19.00 Uhr.
Kulturzentrum Cobra, Mer-
scheiderstraße 77-79.

Das muss kochen
Mit der Flüchtlingsfrage wird der Rechtspopulismus hoffähig (gemacht)

In der letzten Silvesternacht hat sich 
mehr gewendet als das alte auf das 
neue Jahr. Die Vorfälle rund um den 

Kölner Hauptbahnhof – in erster Li-
nie deren politische Nachbereitung – 
haben Angst und Verunsicherung in 
neuer Qualität in den deutschen All-
tag getragen.

Diese Kampagne gründet zu al-
lererst auf dem Umbruch, der seit 
langem in Deutschland stattfindet. 
Die Politik des Sozialabbaus und der 
Kriegseinsätze der Bundeswehr im 
Ausland, die Umverteilung des Reich-
tums von unten nach oben lassen sich 
jetzt nicht mehr allein mit der Sala-
mitaktik umsetzen, die in den vergan-
genen Jahrzehnten von den Kanzlern 
Schmidt, Kohl, Schröder und zuletzt 
von Frau Merkel überaus erfolgreich 
eingesetzt worden war.

Mit der Verschärfung der sozia-
len Krise in Europa, mit dem offenen 
Anspruch auf den Status einer (krie-
gerischen) Großmacht durch die Bun-
desregierung, mit der Zuspitzung der 
Widersprüche zwischen den und in den 
einzelnen europäischen Ländern geht 
die Verschiebung des gesellschaftli-
chen Klimas nach rechts einher. Die 
„Flüchtlingskrise“ ist das Vehikel, mit 
dem diese Veränderung durchgesetzt 
werden soll.

Frau Merkel sagte: „Wir schaffen 
das“. Ihren Part, den Part der Regie-
rung, ließ sie jedoch schleifen. Wo blie-
ben die hauptamtlichen Sachbearbei-
ter, die Flüchtlinge registrieren, ihnen 
eine Unterkunft verschaffen und ihre 
Fälle bearbeiten? Warum wurden die 
Flüchtlinge in Turnhallen und Zelte 
gepfercht, statt sie in leerstehenden 
Spekulantenwohnblocks unterzubrin-
gen? Warum gibt es kein transparentes 
Konzept, wie die Flüchtlinge auf Eu-
ropa verteilt werden? Die Antworten 
sind in allen Fällen gleich. Trotz voller 
Kassen wird das Geld für diese Aufga-
ben nicht zur Verfügung gestellt. Denn 
das Flüchtlingsproblem muss kochen, 
statt erledigt zu werden, weil nur so 

der politische und soziale Druck auf 
dem Kessel gehalten werden kann.

Die Zustände in den Asylun-
terkünften sollen unerträglich sein, 
die Belastung von ehrenamtlichen 
Helfern sollen an die Schmerzgren-
ze gehen, die Turnhallen sollen den 
Vereinen entzogen werden und die 
Kommunen sollen zu Einsparungen 
in anderen Bereichen gezwungen 
werden. All das, damit das humane 
Denken bei der Mehrheit gebrochen 
wird. Die diffuse Angst selbst unter-
zugehen, war schon im vorigen Jahr-
hundert das Mittel, das Wähler trieb, 
für die Nazis zu stimmen. Die Kölner 
Silvester-Vorfälle waren jetzt die Ini-
tialzündung, um all dies freizulegen.

Wenige Wochen – Seehofers ominö-
se sieben – vor den Landtagswahlen in 
Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Ba-
den-Württemberg (alle am 13. März) 
und den wichtigen Kommunalwahlen 
in Hessen (am 6. März) ist Frau Mer-

kels Koalition und Kanzlerschaft in 
arge Bedrängnis geraten. Die deut-
sche Politik ist auf der schiefen Ebene 
und rutscht nach rechts. Die CSU prü-
gelt in Panik auf die CDU ein, die SPD 
weiß nicht, wo ihr der Kopf steht. Im 
Land bilden sich Bürgerwehren, Pegi-
da marschiert, „Gutmenschen“ werden 
gebrandmarkt, AusländerInnen ange-
griffen. Die „Alternative für Deutsch-
land“ – durchsetzt mit Neonazis – wird 
hofiert, ihr werden zweistellige Wähler-
zahlen prognostiziert.

Ob am Ende Frau Merkel noch 
Kanzlerin ist, ist unerheblich. Entschei-
dend ist, dass auf dem Arbeitsmarkt 
die Konkurrenz verschärft wurde, dass 
der Preis der Ware Arbeitskraft nach 
unten gegangen ist. Das war die For-
derung der Unternehmerverbände, die 
BDI-Präsident Grillo vor einigen Ta-
gen noch einmal erneuert hat. Beson-
ders schmerzlich ist auch die drohende 
De-Facto-Abschaffung des Asylrech-

tes. Damit fiele ein besonders wichtiger 
Baustein des ursprünglichen Grund-
konsenses der Republik „Nie wieder 
Faschismus, nie wieder Krieg“.

Nicht zuletzt stünde am Ende die-
ser „Operation“, dass das politische 
Bewusstsein spürbar nach rechts ver-
schoben ist. Als wichtigste innenpoliti-
sche Folge könnte am Ende die Hoffä-
higkeit des rechtspopulistischen Spek-
trums stehen – zunächst in Gestalt der 
AfD. Wie anderswo in Europa gäbe es 
dann auch in Deutschland eine rech-
te Kraft, die dem wabernden faschis-
toiden Sumpf Struktur und Selbstbe-
wusstsein gibt.

Ob es so kommt, ist noch nicht 
entschieden. Und wenn, dann muss es 
nicht von Dauer sein. Nämlich dann, 
wenn der Widerstand dagegen von al-
len demokratischen Kräften und Be-
wegungen als gemeinsame Aufgabe 
begriffen wird.
 Adi Reiher

Wer Demokratie will, muss das Asylrecht verteidigen
Foto: Pewe, r-mediabase

Spaniens Dilemma
Große Koalition, Linkes Bündnis oder Neuwahlen?
Die Wahlen vom 20. Dezember sind 
schon über einen Monat her. Aber 
noch ist unklar, wer Spanien in den 
nächsten vier Jahren regieren wird. 
Laut Verfassung ist im Laufe von zwei 
Monaten nach der Wahl eine Regie-
rung zu bilden – sonst finden Neuwah-
len statt. Und das würde bedeuten: Die 
konservative PP und Podemos werden 
stärker, die sozialdemokratische PSOE 
wäre nicht mehr die zweitstärkste 
Kraft, so die meisten Umfragen.

Spaniens König Felipe der VI. traf 
sich letzte Woche mit Vertretern al-
ler Parteien, um dem Parlament einen 
Ministerpräsidenten vorzuschlagen. 
Der Monarch will, dass der derzeiti-
ge Ministerpräsident Mariano Rajoy 
im Amt bleibt, weil seine Partei PP die 
stärkste Fraktion im Parlament stellt. 
Rajoy dagegen räumte am vergange-
nen Freitag ein, dass ihm dazu die Un-
terstützer fehlen.

Es ist deshalb möglich, dass die 
PSOE sich doch noch auf eine „Große 
Koalition“ mit der PP einlässt – aber 

ohne Rajoy als Regierungschef und 
zusammen mit der neuen liberalen 
Partei „Ciudadanos“. Allerdings hat 
diese kleine Partei vor den Wahlen 
mehrfach gesagt, dass sie weder mit 
der PP noch mit der PSOE zusammen 
regieren werde. Das hatte aber auch 
Podemos von sich gesagt – nun sucht 
die Partei letztendlich das kleinere 
Übel. Es gehe darum, so der zweit-
wichtigste Funktionär der Partei Íñi-
go Errejón, die „Institutionen in den 
Dienst der Bürger“ zu stellen.

Und so hat sich der Generalsekre-
tär von Podemos, Pablo Iglesias, als 
möglicher Vizepräsident einer Regie-
rungskoalition mit Sozialisten und der 
Vereinigten Linken (Izquierda Unida, 
IU) vorgestellt. Einige innerhalb der 
PSOE bezeichneten das als „Erpres-
sung“. Dennoch hatte der PSOE-Chef 
eine Geste in genau dieser Richtung 
gezeigt: Er traf vor zwei Wochen den 
portugiesischen Ministerpräsidenten, 
um „von ihm zu lernen“, wie man eine 
linke Koalition führt. In Portugal, wo 

sich die neue sozialistische Regierung 
auf die Zusammenarbeit mit zwei lin-
ken Fraktionen  – darunter die der 
kommunistischen Partei – stützt, hat 
die Regierung in wenigen Wochen ei-
niges auf den Weg gebracht: Drei neue 
Feiertage eingeführt, Mindestlohn um 
5 Prozent angehoben sowie beschlos-
sen, dass von der Troika verordnete 
Kürzungen bei den Beamtengehältern 
zurückgenommen werden.

Viele in der PSOE wollen keine 
Koalition mit Podemos oder der IU, 
sondern einfach eine sozialistische 
Alleinregierung – auch deshalb, weil 
Pablo Iglesias einige Bedingungen für 
eine solche Koalition gestellt hatte: ein 
Referendum für Katalonien sowie ein 
Notgesetz über ein Sozialprogramm, 
mit dem für ein halbes Jahr Sozialhilfe 
und Wohnung für Arbeitslose garan-
tiert wird. Auch in Spanien bringt eine 
Regierung von PSOE, Podemos und 
IU jedoch die Gefahr mit sich, dass am 
Ende eine Enttäuschung im gesamten 
linken Spektrum steht.

Die Alternative? Es blieben nur 
Neuwahlen, denn die PSOE hatte an-
gekündigt, dass sie keine „Große Ko-
alition“ nach deutschem Muster mit 
der PP bilden wolle. Angesichts der 
Umfragen kämen Neuwahlen für die 
PSOE jedoch einem Selbstmord gleich.

Die IU hatte bei den Wahlen fast 
eine Million Stimmen erhalten – aber 
nur zwei Sitze im Parlament, denn das 
spanische Wahlsystem benachteiligt 
kleinere Parteien, die landesweit tä-
tig sind (während Regionalparteien 
für die selbe Zahl der Stimmen deut-
lich mehr Sitze bekommen). Die IU 
hat damit keine eigene Fraktion im 
Parlament – und damit weniger Geld 
und weniger parlamentarische Rech-
te. Denn die Gruppe der Podemos-Ab-
geordneten aus Valencia, die sich nicht 
der Podemos-Fraktion angeschlossen 
haben, wollten keine gemeinsame 
Fraktion mit den IU-Abgeordneten 
bilden. Auch der Versuch, gemeinsam 
mit linken Regionalparteien eine Frak-
tion zu bilden, ist gescheitert. Im Parla-

ment sitzen zwar weitere Abgeordnete, 
die der IU angehören – die sind jedoch 
über Podemos-Listen gewählt worden 
und Teil der Podemos-Fraktion.

Podemos hatte sich 2014 gebildet, 
dabei spielte eine Gruppe von ehe-
maligen IU-Mitgliedern und Beratern 
der IU eine wichtige Rolle (auch Igle-
sias selbst war einmal Berater der IU). 
Inzwischen ist klar geworden, dass die 
Partei eine ähnliche Strategie wie der 
Eurokommunismus verfolgt: Sich an 
andere Kräfte anschließen, auch wenn 
diese keine Kommunisten sind. Nur: 
Podemos ist mit dieser Strategie er-
folgreicher, weil sie auch bereit ist, 
sich an Kräfte anzuschließen, die nicht 
der Linken zuzurechnen sind. Der 
IU-Kandidat Alberto Garzón steht in 
jedem Fall für die enge Zusammen-
arbeit mit Podemos – auch deshalb, 
weil er selbst durch die Empörtenbe-
wegung bekannt geworden war. Die 
Wahl hat für die IU eine Krise be-
deutet, die innere Spaltung der Partei 
nimmt weiter zu. Carmela Negrete


